
21 Vgl. die Liste in Copyright 1977, S. 6. Nach Veröffentlichung dieser 
Liste sind noch Ägypten und das Zentralafrikanische Kaiserreich 
beigetreten. 

22 S. die Liste in Industrial Property 1977, S. 2. Seit der Veröffentli­
chung dieser Liste sind noch Italien, Pakistan und Sambia beige­
treten. 

23 Die Generaldirektion setzt sich gegenwärtig wie folgt zusammen: 
Generaldirektor: Dr. Arpad Bogsch (USA); Stellvertretende Gene­
raldirektoren: Dr. Klaus Pfanner (Bundesrepublik Deutschland), 
Ketty-Lina Liguer-Laubhouet (Elfenbeinküste), Felix Sviridov (So­
wjetunion). Die geographische Verteilung der Posten der drei Stell­
vertretenden Generaldirektoren geht auf einen Beschluß der Ge­
neralversammlung zurück. 

24 Die Ausnahme bilden die Staaten, die nur der WIPO, nicht aber 
einem Verband angehören; sie entrichten einen unter Selbstein­
schätzung in drei Klassen (A bis C) gestaffelten Jahresbeitrag an 
die WIPO. 

25 WIPO Permanent Program for Development Cooperation Rela­
ted to Industrial Property. 

26 WIPO Permanent Program for Development Cooperation Rela­
ted to Copyright and Neighbouring Rights. 

27 Trademark Registration Treaty, T R T . 
28 Patent Cooperation Treaty, PCT. 

29 Vgl. insbesondere den von der UNCTAD 1975 veröffentlichten Be­
richt >The Role of the Patent System and the Transfer of Techno­
logy to Developing Countries<, UN-Doc. TD/B/AC.ll/19/Rev.l, und 
die dort zitierte Literatur. 

30 Model Law for Developing Countries on Inventions; WlPO-Veröf-
fentlichung Nr.801 (E). 

31 Model Law for Developing Countries on Marks, Trade Names, and 
Acts of Unfair Competition; WlPO-Veröffentlichung Nr.805(E). 

32 Model Law for Developing Countries on Industrial Designs; WIPO-
Veröffentlichung Nr.808(E). 

33 Model Law for Developing Countries on Appellations of Origin and 
Indications of Source; WlPO-Veröffentlichung Nr.809 (E). 

34 Industrial Development Centre for Arab States, IDCAS. 
35 Organisation africaine de propriete intellectuelle, OAPI, ein Z u ­

sammenschluß von zwölf frankophonen afrikanischen Staaten mit 
Sitz in Yaounde, Kamerun. 

36 Accord relatif ä la creation d'un Office africain et malgache de la 
propriete industrielle, unterzeichnet in Libreville am 13.9.1962 (La 
Propriete industrielle 1963, S. 67). Dieses Abkommen wird nun er­
setzt durch den Accord relatif ä la creation d'une Organisation 
africaine de la propriete intellectuelle constituant revision de l'Ac-
cord relatif ä la creation d'un Office africain et malgache de la 
propriete industrielle (noch nicht in Kraft getreten und noch nicht 
veröffentlicht). 

37 United Nations Development Programme, UNDP. 

Für eine Weltordnung der Gleichberechtigung 
Rede des Bundesaußenministers vor der 32. UN-Generalversammlung (29. September 1977) 

HANS-DIETRICH GENSCHER 

I. Weltweite Partnerschaft 
Wir sind zusammengekommen, um eine Welt, die geteilt ist durch 
ideologische Gegensätze, getrennt durch eine Kluft zwischen ar­
men und reichen Nationen, zerrissen durch eine Vielfalt von Kon­
flikten — um diese Welt ein Stück voranzubringen auf dem lan­
gen Weg zu unserem Ziel: einer Welt des Friedens, des wirt­
schaftlichen und sozialen Fortschritts und der Achtung vor der 
Würde des Menschen. Den Vereinten Nationen als der einzigen 
weltumspannenden Organisation kommt bei dieser Aufgabe eine 
zentrale Bedeutung zu. Unsere Zeit ist eine Zeit tiefgreifender 
Veränderung. Neues Denken und Handeln sind gefordert. Noch 
vor einer Generation wurde der Gang der Welt bestimmt von 
einigen wenigen Großmächten. Seitdem sind hundert neue Staa­
ten entstanden und mit eigenen Vorstellungen und Ansprüchen 
in die Weltpolitik eingetreten. 
Zum ersten Mal in der Geschichte sind sich die Staaten der Erde 
bewußt, daß sie w e l t w e i t aufeinander angewiesen sind. Im­
mer klarer wird gesehen: Wir müssen unsere Zeit des Ubergangs 
durch Kooperation zu einer Ära gemeinsamen Fortschritts ma­
chen, wenn sie nicht durch Konfrontation zu einer Ära gemein­
samen Niedergangs werden soll. Die Welt ist auf der Suche nach 
einer gerechten Ordnung der Zusammenarbeit. In der Vergangen­
heit wurde Ordnung zwischen Staaten oft verstanden als Über-
und Unterordnung — politisch, militärisch und wirtschaftlich. 
Diese Politik der Vorherrschaft hat keine Zukunft mehr. Zwar 
ist die Idee, die eigenen Interessen durch Machtpolitik zu sichern, 
noch keineswegs tot. Aber gegen sie steht die stärkste Kraft un­
serer Epoche: der Wille der Nationen zu Selbstbestimmung und 
Unabhängigkeit. Dieser Wille ist stark gerade auch bei den 
Nationen Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. Er hat die großen 
Kolonialreiche aufgelöst. An ihm wird jeder Versuch scheitern, 
neue Abhängigkeiten zu begründen. Dies gilt auch für den Ver­
such, Vorherrschaft durch Ideologie zu errichten •— durch ideolo­
gischen Kolonialismus. Unter den Bedingungen der modernen 
Welt lassen sich die eigenen Interessen dauerhaft nur durch eine 
Politik der Zusammenarbeit und des gerechten Interessenaus­
gleichs sichern. Die Weltordnung der Zukunft kann nur eine Ord­
nung der Gleichberechtigung sein. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat die Achtung vor der Selbst­
bestimmung und der Gleichberechtigung der Nationen von An­
fang an zur Grundlage ihrer Außenpolitik gemacht: 
> Wir wollen die Selbstbestimmung für die unteilbare deutsche 

Nation. 
> Wir bauen mit an der Europäischen Gemeinschaft, in der jedes 

Mitglied gleichen Rang und gleiches Recht hat. 
> Wir gestalten das Nordatlantische Bündnis mit als einen Zu­

sammenschluß gleichberechtigter Staaten. 
> Wir streben mit unserer Entspannungspolitik gleichberechtigte 

und beiderseits vorteilhafte Zusammenarbeit mit unseren öst­
lichen Nachbarländern an. 

> Wir wollen gleichberechtigte und ausgewogene Partnerschaft 
mit den Staaten Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. Wir stel­

len uns voll hinter ihren Anspruch auf Unabhängigkeit und 
eigenständige Entwicklung. 

> Wir wollen, mit einem Wort, e i n e W e l t ohne V o r ­
h e r r s c h a f t . Wir streben nicht nach Einflußsphären, wir 
wollen keine Ideologien exportieren, wir wollen vielmehr eine 
Welt, in der a l l e Nationen ihre politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Lebensform selbst bestimmen und in der sie part­
nerschaftlich zusammenarbeiten. 

Zu einer großen Kraft für eine solche Welt der Unabhängigkeit 
und Gleichberechtigung der Nationen ist die Bewegung der Unge­
bundenen geworden. Einen wichtigen Beitrag können auch regio­
nale Zusammenschlüsse leisten, die auf der Basis der Gleichbe­
rechtigung beruhen — in Asien, in Afrika, in Lateinamerika. 
Unser Ziel ist eine W e l t der P a r t n e r s c h a f t . Das be­
deutet: 
1. Wir müssen, um den Frieden zu sichern, zwischen westlichen 

und östlichen Industrieländern über die ideologischen Gegen­
sätze hinweg konstruktiv zusammenarbeiten. 

2. Wir müssen den friedensgefährdenden und kräftevergeuden­
den Rüstungswettlauf beenden. 

3. Wir müssen die in vielen Regionen der Welt schwelenden Kon­
flikte auf friedlichem Wege lösen. 

4. Wir müssen die Kluft zwischen armen und reichen Nationen 
stetig verringern. Wir müssen Hunger und Not in der Welt 
überwinden. 

5. Wir müssen die Achtung vor den Rechten und der Würde des 
Menschen zum Fundament der Gerechtigkeit und der Stabilität 
in der Welt machen. 

Die Politik der F r i e d e n s s i c h e r u n g entscheidet in einer 
Welt nuklearer Waffen über das Schicksal der Menschheit. Frie­
denssicherung ist das gemeinsame Ziel aller demokratischen Kräf­
te in meinem Land. Friedenssicherung ist mehr als die Vermei­
dung von Krieg. Durch den Verzicht auf Gewalt und die fried­
liche Lösung der Konflikte müssen wir zu einer Welt der Part­
nerschaft kommen. 
Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft haben diesen Weg 
beschritten. Noch in diesem Jahrhundert standen sie sich zweimal 
in Kriegen gegenüber; heute ist das Europa der Neun zu einer 
Kraft des Friedens in der Welt geworden. Im Nordatlantischen 
Bündnis haben sich demokratische Staaten Europas und Nord­
amerikas zusammengeschlossen, um den Frieden zu sichern. 
Europäische Gemeinschaft und Nordatlantisches Bündnis wie­
derum sind die festen Fundamente, von denen aus der Prozeß 
der O s t - W e s t - E n t s p a n n u n g eingeleitet werden konnte. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat einen erheblichen Beitrag 
geleistet, um Entspannung in Europa zu ermöglichen. Sie hat 
durch die Verträge von Moskau, Warschau und Prag den Weg zu 
normalen Beziehungen mit ihren östlichen Nachbarstaaten ge­
öffnet. Wie bei dieser Entwicklung werden auch in Zukunft die 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sowjetunion für die Entspannung in Europa von grundlegender 
Bedeutung sein. Wir wollen diese Beziehungen auch weiterhin 
ausbauen. Durch den Grundlagenvertrag mit der DDR wurde eine 
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Basis für das Zusammenleben der beiden deutschen Staaten ge­
schaffen. 
Bestandteil dieser Politik der Bundesrepublik Deutschland ist das 
erklärte Ziel, auf einen Zustand des Friedens in Europa hinzu­
wirken, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiedererlangt. Wir sind gewiß: Die Geschichte 
wird auch hier zeigen, daß der Wille einer Nation zur Einheit sich 
behauptet. Niemand kann sich der Logik der Geschichte mit ideo­
logischen Ausflüchten entziehen. 
Die K o n f e r e n z ü b e r S i c h e r h e i t u n d Z u s a m ­
m e n a r b e i t i n E u r o p a hat den bilateral eingeleiteten 
Entspannungsprozeß unter den 35 Teilnehmerstaaten weitergeführt 
und ausgebaut. Die Schlußakte von Helsinki ist eine klare Ab­
sage an den Gedanken der Vorherrschaft. Die Beziehungen in 
Gesamteuropa sollen auf das Prinzip der souverännen Gleichheit 
aller Staaten gegründet sein. Auf dem bevorstehenden KSZE-
Folgetreffen ist nüchtern Bilanz zu ziehen, ob und wieweit die 
allgemeinen Prinzipien und die konkreten wirtschaftlichen und 
humanitären Absichtserklärungen der Schlußakte bisher verwirk­
licht wurden, und was noch weiter zu tun ist. Die Bundesregie­
rung wird sich dafür einsetzen, daß das Folgetreffen der Entspan­
nung neue Impulse gibt. Belgrad darf nicht Endstation werden; 
es muß Zwischenstation in einem langfristig angelegten Entspan­
nungsprozeß sein. Es darf nicht zu einem Rückfall in den kalten 
Krieg kommen, der weitere Fortschritte unmöglich machen und 
das Erreichte gefährden würde. 
Die Entspannung in Europa geht von den bestehenden Realitä­
ten aus. Zu diesen Realitäten gehören die Bindungen West-Berlins 
zur Bundesrepublik Deutschland. Wir werden alles tun, um die 
Lebensfähigkeit West-Berlins zu sichern. West-Berlin muß am 
Prozeß der Entspannung und seinen Fortschritten voll teilhaben. 
Dafür ist das Viermächte-Abkommen über Berlin von entschei­
dender Bedeutung. Es muß strikt eingehalten und voll angewen­
det werden. Berlin ist Symbol und Gradmesser der Bereitschaft 
zu Entspannung und Zusammenarbeit zwischen Ost und West. 
Wir wissen, die Gegensätze der Ideologien zwischen Ost und West 
werden weiter bestehen. Wir sind bereit zum Wettstreit der Ideen 
und der Leistung. Entspannung schließt jedoch aus, daß eine 
Seite der anderen ihr System aufzuzwingen versucht. Ost und 
West haben, jenseits aller ideologischen Rivalität, ein gemeinsa­
mes Interesse an der Sicherung des Weltfriedens, an dem Ausbau 
beiderseits vorteilhafter Zusammenarbeit und an der Lösung der 
Probleme der Entwicklungsländer. Diese brauchen den Beitrag 
der westlichen u n d der östlichen Industrieländer zur Bewälti­
gung ihrer Aufgaben. Sie können nichts weniger brauchen als 
eine Übertragung des Ost-West-Gegensatzes in ihre Regionen. 
Präsident Carter hat das Ziel unlängst in seiner Rede in Charles­
ton formuliert: »Unser Ziel«, so sagte er, »ist nicht, Uneinigkeit 
zu fördern und die Welt erneut in zwei gegeneinanderstehende 
ideologische Lager zu teilen. Unser Ziel ist vielmehr, den Bereich 
unabhängiger, wirtschaftlich eigenständiger Nationen auszudeh­
nen.« 

II. Abrüstung und Rüstungskontrolle 
Eine Welt der Partnerschaft kann sich nur in einem Klima 
internationalen Vertrauens entwickeln. Dieses Vertrauen setzt 
voraus, daß die Völker und Menschen frei von Furcht leben. Sie 
haben ein Recht darauf, vor der Androhung oder Anwendung von 
Gewalt sicher zu sein — sei es Gewalt in der Form politischer 
oder wirtschaftlicher Knebelung, sei es Gewalt von Waffen, 
gleichgültig, welcher Art diese Waffen sein mögen. 
Das westliche Verteidigungsbündnis hat 1976 die Forderung er­
hoben, daß kein Land mehr Rüstung aufbauen soll, als es zu 
seiner Verteidigung benötigt. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat sich von Anfang an dazu bekannt, daß Gewalt kein Mittel zur 
Lösung von Problemen sein kann. Sie tritt deshalb auch aktiv 
für eine weltweite, ausgewogene und kontrollierte Abrüstung ein. 
Dem Rüstungswettlaut muß ein Ende gemacht werden. 

> Wir nehmen die Aufgabe ernst, die wir mit der Mitgliedschaft 
in dem Genfer Abrüstungsausschuß der Vereinten Nationen 
übernommen haben. 

> Wir haben von Anfang an die Initiative für eine VN-Sonder-
Generalversammlung für Abrüstung mitgetragen. 

> Wir haben, bevor es den Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen gab, auf solche Waffen verzichtet. 

> Wir sehen in der Nichtverbreitung von Kernwaffen eine we­
sentliche Voraussetzung für die Sicherung des Friedens. 

> Als Mitglied des Nichtverbreitungsvertrags appellieren wir er­
neut an alle Staaten, die noch abseits stehen, diesem Vertrag 
beizutreten. 

Der Rüstungswettlauf vergeudet enorme Ressourcen in einer 
Welt, die ihre Kräfte auf die Uberwindung von Hunger und Not 
konzentrieren müßte. Rüstungsausgaben von ca. 330 Milliarden 
Dollar im Jahre 1976 sind eine Herausforderung an die Vernunft 
und die moralische Kraft aller Staaten. 

Die bevorstehende Sonder-Generalversammlung über Abrüstung 
muß klar die Wege weisen, wie wir dieser Herausforderung ge­
recht werden. Sie darf nicht in Unverbindlichkeiten steckenbleiben. 
Neben den weltweiten Bemühungen um dieAbrüstung sind regio­
nale Anstrengungen vor allem dort notwendig, wo der Umfang 
des vorhandenen militärischen Potentials dies besonders dringlich 
macht. 
Deshalb wirkt die Bundesrepublik Deutschland aktiv an den 
Wiener MBFR-Verhandlungen mit. Unsere Ziele sind einfach und 
klar: 
1. Wir wollen Parität der Streitkräfte in Mitteleuropa; keine 

Seite soll mehr Streitkräfte haben als die andere. 
2. Wir wollen diese Parität auf einem niedrigeren Niveau. 
Die Verwirklichung dieser Ziele wäre ein Schritt zu größerer 
Stabilität. Er könnte dem Entspannungsprozeß neue starke Im­
pulse geben. Bei allen Bestrebungen für Abrüstung und Rüstungs­
kontrolle — weltweit und regional — sind wir uns der Bedeu­
tung bewußt, die die SALT-Verhandlungen der Vereinigten Staa­
ten und der Sowjetunion haben. Wir begrüßen die Anstrengungen, 
die hier unternommen werden. Fortschritte in diesen Verhand­
lungen werden sich vorteilhaft auf die Entspannung im allgemei­
nen und auf andere Bemühungen um Abrüstung und Rüstungs­
kontrolle auswirken. 

III. Friedliche Lösung von Konflikten 
Die Entwicklung einer Welt der Partnerschaft setzt voraus, daß 
wir K o n f l i k t e auf friedlichem Wege lösen. Drei Konflikt­
herde stehen seit Jahren auf der Tagesordnung der Generalver­
sammlung: der Nahe Osten, Zypern und das südliche Afrika. 
Im N a h e n O s t e n , einer mit den Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft eng verbundenen Nachbarregion, haben wir mit 
Erleichterung das Ende des Bürgerkrieges im größten Teil des 
L i b a n o n gesehen. Aber noch herrscht nicht Frieden. Wir ap­
pellieren deshalb an alle, die an den immer wieder aufflackern­
den Kämpfen im Süden Libanons beteiligt sind, endlich die Waf­
fen schweigen zu lassen. Dies ist notwendig nicht nur für den 
Libanon selbst, sondern für die Stabilität und den Frieden der 
ganzen Region. 
Von vitaler Bedeutung auch für Europa und die Welt ist eine 
Lösung des N a h o s t - K o n f l i k t s . Die Bundesrepublik 
Deutschland hat zusammen mit ihren Partnern in der Euro­
päischen Gemeinschaft in der Erklärung des Europäischen Rats 
vom 29. Juni 1977 noch einmal die Grundsätze für eine Lösung be­
kräftigt: 
Eine gerechte und dauerhafte Friedensregelung muß, von den 
Sicherheitsrats-Resolutionen 242 und 338 ausgehend, folgende 
Grundsätze verwirklichen: 
> Sie muß das Prinzip der Unzulässigkeit des Gebietserwerbs 

durch Gewalt verwirklichen. 
> Sie muß das Recht aller Staaten der Region, und das heißt auch 

das Recht Israels, achten, innerhalb sicherer und anerkannter 
Grenzen in Frieden zu leben. 

> Sie muß die territoriale Besetzung beenden, die Israel seit 
1967 aufrechterhält. 

> Sie muß die legitimen Rechte der Palästinenser berücksichti­
gen. 

Im Verständnis der Bundesrepublik Deutschland gehört zu den 
Rechten des palästinensischen Volkes das Recht auf Selbstbestim­
mung und auf effektiven Ausdruck seiner nationalen Identität. 
Eine Lösung muß deshalb der Notwendigkeit eines Heimatlandes 
für das palästinensische Volk Rechnung tragen. Die Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft haben alle Parteien mit Nachdruck 
aufgefordert, die Friedensverhandlungen möglichst bald aufzu­
nehmen. An diesen Verhandlungen müssen die Palästinenser be­
teiligt werden. Der Weg zu Verhandlungen darf nicht durch ein­
seitige Schaffung von Tatsachen behindert werden. Die Bundes­
regierung spricht sich deshalb auch von dieser Stelle gegen die 
Gründung israelischer Siedlungen in den besetzten arabischen Ge­
bieten aus. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat freundschaftliche Beziehun­
gen zu allen Staaten der Region und nützt diese Beziehungen, um 
auf einen friedlichen Ausgleich hinzuwirken. Die zu Beginn des 
Jahres sichtbar gewordenen günstigen Ansätze müssen genutzt 
werden. Dazu ist notwendig, daß alle Beteiligten Respekt vor den 
unverzichtbaren Rechten des anderen zeigen. Ich appelliere ein­
dringlich an alle Konfliktparteien, sich ihrer Verantwortung 
für die Erhaltung des Weltfriedens bewußt zu sein und durch 
Realismus und Kompromißbereitschaft eine Friedensregelung zu 
ermöglichen. 
Die Stagnation in der Suche nach einer Lösung muß endlich auch 
im Z y p e r n - K o n f l i k t überwunden werden. Jede Rege­
lung muß die Souveränität und territoriale Integrität Zyperns 
wahren. Das Ziel, der unabhängigen zyprischen Republik eine bi­
kommunale und föderative Struktur zu geben, muß und kann 
nur in direkten Verhandlungen zwischen den beiden Volksgrup-
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pen erreicht werden. Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt 
die Bemühungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, 
solche Verhandlungen unter seiner Schirmherrschaft zum Erfolg 
zu führen. 
In den Vordergrund der Weltpolitik sind in den letzten Jahren 
immer stärker die Probleme A f r i k a s getreten. Die Politik 
der Bundesregierung ist klar: Wir sind für die Gleichberechtigung 
der Rassen. Wir sind gegen Kolonialismus, gegen Rassendiskrimi­
nierung jeglicher Art und gegen jeden Versuch, durch Macht­
politik von außen neue Abhängigkeiten in Afrika zu begründen. 
Mit Blick auf die fortdauernde Unterdrückung der schwarzen 
Mehrheiten im südlichen Afrika hat Präsident Nyerere einmal ge­
sagt: »Der Mensch ist so geschaffen, daß er nicht ruhen wird, be­
vor er fühlt, daß er Freiheit hat und die menschliche Würde, 
die mit der Freiheit geht. Wird ihm dies verweigert, so wird er 
früher oder später für seine eigene Freiheit innerhalb seiner 
Gesellschaft und für die Freiheit seiner Gesellschaft von äußerer 
Herrschaft kämpfen.« 
Die Bundesrepublik Deutschland drängt deshalb im südlichen 
Afrika auf eine f r i e d l i c h e L ö s u n g der Probleme, bevor 
es zu spät ist — auf einen friedlichen Wandel, der alle Rassen 
in eine gemeinsame Zukunft der Unabhängigkeit und des gleich­
berechtigten Zusammenlebens führen soll. Sie steht in der Ge­
meinschaft der Staaten, die in den Konferenzen von Maputo und 
Lagos eindrucksvoll ihre Entschlossenheit bekundet haben, die 
Restbestände des Kolonialismus und der Rassendiskriminierung 
im südlichen Afrika zu überwinden. Sie ist sich einig mit den Zie­
len all derer, die sich in den Befreiungsbewegungen und an­
derswo für Selbstbestimmung und Menschenrechte m i t f r i e d ­
l i c h e n M i t t e l n einsetzen. 
In der R h o d e s i e n - F r a g e unterstützt die Bundesregie­
rung alle internationalen Bemühungen — so insbesondere die bri­
tisch-amerikanische Initiative —, das illegale Minderheitsregime 
abzulösen und einen raschen und friedlichen Übergang der Herr­
schaft an die schwarze Mehrheit herbeizuführen. 
In der N a m i b i a - F r a g e wirkt die Bundesregierung aktiv 
an der Initiative der fünf westlichen Sicherheitsratsmitglieder 
mit, die auf der Basis der Sicherheitsrats-Resolution 385 den Weg 
Namibias in die Unabhängigkeit ebnen will . In allgemeinen und 
freien Wahlen, unter Beteiligung der SWAPO, sollen die Bürger 
Namibias ihre Zukunft bestimmen. Den Vereinten Nationen 
kommt hierbei eine wichtige Rolle zu. Wir erwarten, daß sie 
einen Beauftragten für die Überleitung Namibias in die Unab­
hängigkeit stellen und daß sie für die Zeit des Übergangs zum 
Schutz der inneren Sicherheit und der territorialen Integrität 
Namibias durch Friedenstruppen beitragen. Nach Erlangung der 
politischen Unabhängigkeit wird Namibia vor der großen Aufgabe 
stehen, eine eigenständige Volkswirtschaft aufzubauen. Dazu be­
darf es der Hilfe seiner Freunde. Die Bundesrepublik Deutsch­
land sieht hier eine wichtige Aufgabe. 
Mit allem Nachdruck setzt sich die Bundesrepublik Deutschland 
für die Beendigung der Rassendriskriminierung in der R e p u ­
b l i k S ü d a f r i k a ein. Wir fordern: 
> die Aufgabe der Politik der Apartheid, 
> die Aufgabe der Politik der Bantustans, 
> die Herstellung der sozialen, wirtschaftlichen und politischen 

Gleichberechtigung aller Bevölkerungsgruppen; dies schließt 
die Sicherung der Rechte der Minderheiten ein. 

Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft haben einen Ver­
haltenskodex für europäische Firmen in Südafrika aufgestellt, der 
den Grundsatz der gleichen Behandlung von schwarzen und wei­
ßen Arbeitnehmern verwirklichen will. Dies ist ein wichtiger 
Schritt, um dort, wo wir Möglichkeiten haben, zur wirtschaft­
lichen und sozialen Gleichberechtigung der Rassen beizutragen. 
Die Bundesregierung hat mit Besorgnis auf Anzeichen reagiert, 
daß Südafrika einen Atomwaffenversuch planen könnte. Wir 
gehen davon aus, daß sich die südafrikanische Regierung an ihre 
Erklärungen hält. Aber wir appellieren nochmals an sie, dem 
Nichtverbreitungsvertrag beizutreten, um so jeden Zweifel an 
ihrer Haltung zu beseitigen. Die Zeit, in der eine friedliche Re­
form durch einen konstruktiven Dialog der Rassen noch möglich 
ist, läuft ab. Weiteres Zögern müßte in einen Rassenkrieg hinein­
führen, der in sein Chaos das ganze südliche Afrika ziehen 
könnte. Unsere Trauer gilt all denen, die schon jetzt Opfer des 
Gegeneinander der Rassen geworden sind. Südafrika kann Frie­
den nur finden, wenn es die Menschenrechte für alle Rassen ver­
wirklicht. 
Neben dem Nahen Osten, Zypern und dem südlichen Afrika gibt 
es weitere Herde ernster Konflikte. Uns allen steht gegenwärtig 
die blutige Auseinandersetzung am Horn von Afrika vor Augen. 
Auch für alle die anderen Konflikte gilt: Wir müssen jede An­
strengung machen, sie auf friedlichem Wege zu lösen. 
IV. Fortentwicklung der Weltwirtschaftsordnung 
Eine Welt des Friedens und der Partnerschaft ist nicht denkbar, 
ohne daß wir jene Kluft überwinden, die die heutige Welt funda­

mentaler teilt als alle ideologischen Gegensätze — die Kluft zwi­
schen arm und reich. Die Herausforderung an uns ist: eine neue 
Weltwirtschaftsordnung zu schaffen, die a l l e n Menschen in 
a l l e n Ländern ein Leben ohne Hunger und Not ermöglicht. 
Hier geht es auch um die Verwirklichung der sozialen und wirt­
schaftlichen Menschenrechte. 
Diese neue Ordnung können wir nicht erreichen, indem wir Be­
stehendes und Bewährtes beseitigen. Wir müssen vielmehr die 
bestehenden Strukturen stetig fortentwickeln und sie an immer 
neue Bedürfnisse und Gegebenheiten flexibel anpassen. Es geht 
darum, die Leistungsfähigkeit des marktwirtschaftlichen Len­
kungsmechanismus zu erhalten und den Entwicklungsländern eine 
chancengleiche Teilnahme an der Weltwirtschaft und ein über­
proportionales Wachstum zu sichern. 
Dem Bemühen um eine neue Ordnung muß die Einsicht zugrunde 
liegen, daß keine Seite — weder Entwicklungs- noch Industrie­
länder — ihr wirtschaftliches Ziel allein erreichen kann: Die Ent­
wicklungsländer können die Entwicklung nur beschleunigen in 
einem Klima allgemeinen weltwirtschaftlichen Wachstums; stabi­
lere Rohstoffpreise, steigende Fertigwarenexporte der Entwick­
lungsländer, größerer Ressourcentransfer — all dies setzt vor­
aus, daß die Industrieländer wieder zu stabilem Wachstum zu­
rückfinden. Die Industrieländer andererseits brauchen für die 
Wiedergewinnung dauerhaften Wachstums auch die Antriebs­
kräfte, die von einer beschleunigten Entwicklung ausgehen. 
Die Weltwirtschaftsordnung muß also dem doppelten Ziel dienen: 
dem überproportionalen Wachstum in den Entwicklungsländern 
und dem stabilen Wachstum in den Industrieländern. Sie muß 
eine Ordnung der Gleichberechtigung und der gegenseitigen Ver­
pflichtung sein, in der jede Ländergruppe Verantwortung für 
beide Ziele übernimmt, weil sie weiß, daß sie nur so das eigene 
Ziel verwirklichen kann. 

Was ist konkret zu tun? 
1. 
Alle Länder müssen in gemeinsamer Anstrengung das W a c h s ­
t u m der W e l t w i r t s c h a f t beleben, ohne die Inflation 
erneut anzuheizen. Einen Rückfall in die Rezession darf es nicht 
geben! Die westlichen Industrieländer unternehmen in einer ab­
gestimmten Strategie alle Anstrengungen für ein dauerhaftes, das 
heißt nicht-inflationäres Wachstum. 
Für die Bundesrepublik Deutschland betone ich: Wir haben in 
den letzten Jahren durch eine starke Steigerung unserer Importe 
Wachstumsimpulse an die Weltwirtschaft gegeben. Wir haben zu­
gleich durch unsere relativ hohe Preisstabilität auch Stabilität 
exportiert. Wir unternehmen weiter energische Anstrengungen 
zur Belebung der Konjunktur im eigenen Lande. 
2. 
Wir müssen die Märkte der Industrieländer offenhalten und 
weiter öffnen für die F e r t i g w a r e n e x p o r t e der Entwick­
lungsländer. Der Austausch von Industriegütern ist der dyna­
mischste Sektor des Welthandels. Hier lagen schon bisher die 
Chancen für die Steigerung der Exporteinnahmen der Entwick­
lungsländer. Hier liegen sie auch in Zukunft. Nur durch die stete 
Ausweitung der Fertigwarenexporte aus den Entwicklungsländern 
können wir auch die überkommene Austauschstruktur, bei der die 
Entwicklungsländer vor allem Rohstoffe liefern, überwinden. 
Nur so können wir — mit anderen Worten — eine Struktur glei­
cher Rechte und gleicher Chancen für alle schaffen. 
Der stetige Wandel der Welthandelsstruktur liegt auch im 
Interesse der Industrieländer: Freier Handel und weltweiter 
Strukturwandel, an Stelle von Dirigismus und Protektionismus, 
sind unverzichtbare Bedingungen des Fortschritts. Die Bundes­
regierung warnt vor der Ausbreitung protektionistischer Ten­
denzen. Sie sieht in ihnen eine ernste Gefahr für die internatio­
nale wirtschaftliche Zusammenarbeit und vor allem auch für die 
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. 
Die Bundesrepublik Deutschland tritt deshalb in allen Organi­
sationen, denen sie angehört, für den freien Welthandel ein, und 
das heißt, für die Offenhaltung und weitere Öffnung der Märkte. 
Wir halten am freien Welthandel unbeirrt fest, auch wenn das 
für einige Sektoren unserer Volkswirtschaft schwierige Anpas­
sungsprozesse notwendig macht. Selbst im Rezessionsjahr 1975 
haben wir die Importe von Industriegütern aus den Entwick­
lungsländern um 24 Prozent gesteigert, und 1976 sogar um 32 Pro­
zent. Diese Tendenz setzt sich in diesem Jahr fort. Die Bundesre­
publik Deutschland steht in der Pro-Kopf-Einfuhr von Halb- und 
Fertigwaren aus den Entwicklungsländern an erster Stelle in der 
Welt. Sie hat gegenüber den nicht-ölexportierenden Entwicklungs­
ländern ein Außenhandelsdefizit, sie gab dadurch in den letzten 
Jahren diesen Ländern wichtige Wachstumsimpulse. 

3. 
Wir müssen s t a b i l e r e R o h s t o f f p r e i s e erreichen. Die 
starken Preisschwankungen, die für viele Rohstoffe typisch sind, 
schaden beiden Seiten, rohstoffexportierenden wie rohstoffver­
brauchenden Ländern. Sie machen in vielen Entwicklungsländern 
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eine geregelte Durchführung der Entwicklungspläne unmöglich. 
Sie verstärken andererseits in den Industrieländern die Konjunk­
turschwankungen und führen dadurch zu Wachstumsverlusten. 
Die Bundesregierung arbeitet — gemeinsam mit den Partnerlän­
dern der Europäischen Gemeinschaft und in enger Abstimmung 
mit den übrigen westlichen Industrieländern — aktiv in den 
UNCTAD-Verhandlungen über ein Integriertes Rohstoffpro­
gramm mit. Sie tritt für den Abschluß von Rohstoffabkommen 
dort, wo das sinnvoll ist, ein. Sie unterstützt ebenso die Errich­
tung eines Gemeinsamen Fonds. Dieser soll ein Schlüsselinstru­
ment für die vereinbarten Ziele des Integrierten Programms 
sein. Die Bundesregierung befürwortet neben der Preisstabilisie­
rung auch Maßnahmen zur Stabilisierung der E x p o r t e r ­
l ö s e . Diese sind besonders für die ärmsten Länder wichtig. 

4. 
Wir müssen den T e c h n o l o g i e t r a n s f e r in die Entwick­
lungsländer fördern. Die Technologie muß allen Ländern ohne 
Diskriminierung zugänglich sein. Dies gilt auch für die friedliche 
Nutzung der Atomenergie. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
bemüht, in partnerschaftlicher Zusammenarbeit die Aufnahme­
fähigkeit der Entwicklungsländer für Technologie zu stärken. Sie 
fördert Privatinvestitionen in Entwicklungsländern, die wichtige 
Träger des Technologietransfers sind. 
5. 
Wir müssen den R e s s o u r c e n t r a n s f e r in die Entwick­
lungsländer steigern. 1976 erreichte der gesamte private und öf­
fentliche Netto-Kapitalzufluß in die nicht-ölexportierenden Ent­
wicklungsländer fast 71 Milliarden Dollar. Er hatte sich damit 
gegenüber 1973 verdoppelt. Die starke Steigerung trug entschei­
dend dazu bei, die Auswirkungen der Weltrezession auf die Ent­
wicklungsländer zu mildern. Die westlichen Industrieländer ha­
ben in den letzten Jahren das Ziel eines Gesamtkapitaltransfers 
von 1 Prozent des Sozialprodukts erreicht; die Bundesrepublik 
Deutschland hat es mit 1,18 Prozent im Jahre 1975 und 1,19 Prozent 
im Jahre 1976 überschritten. Nunmehr muß vor allem die öffent­
liche Hilfe gesteigert werden. Die Entwicklungsländer und vor 
allem die ärmsten unter ihnen brauchen vermehrt nichtrückzahl­
bare Zuschüsse und Kredite zu Vorzugsbedingungen. Die Bun­
desregierung hat deshalb für 1977 trotz angespannter Haushalts­
lage den Ansatz für die Entwicklungshilfe um über 10 Prozent 
erhöht; dies ist eine Zuwachsrate, die mehr als doppelt so hoch 
ist wie die des Gesamthaushalts. Die Bundesregierung beteiligt 
sich intensiv auch an den Bemühungen, das Problem der Ver­
schuldung zu lösen. Dieses Problem betrifft besonders bestimmte 
Entwicklungsländer. Wir wollen deshalb — wie bisher — gezielt 
helfen. 
Hunger und Not in den Entwicklungsländern zu überwinden, dies 
ist die große Aufgabe unserer Zeit. Sie kann nur gelöst werden, 
wenn a l l e Länder, die dazu in der Lage sind, ihren Beitrag 
leisten. Die sieben großen Industrieländer des Westens haben 
deshalb auf der Londoner Gipfelkonferenz die sozialistischen In­
dustrieländer aufgefordert, sich an der notwendigen Steigerung 
des Ressourcentransfers in die Entwicklungsländer zu beteiligen. 
1976 war die Entwicklungshilfe der COMECON-Staaten weniger 
als ein Viertel dessen, was allein die Bundesrepublik Deutsch­
land leistete. Ähnliches gilt für die Öffnung der Märkte. Die 
sozialistischen Industrieländer nehmen nur 4 Prozent der Exporte 
der Entwicklungsländer auf, die OECD-Länder fast drei Viertel. 
Die sozialistischen Industrieländer sind längst in die Weltwirt­
schaft einbezogen. Sie sollten deshalb auch im eigenen Interesse 
Verantwortung für die weltwirtschaftliche Stabilität und die Ent­
wicklung übernehmen. 
6. 
Wichtig für den Entwicklungsprozeß sind auch a u s l ä n d i s c h e 
P r i v a t i n v e s t i t i o n e n . Sie bringen Kapital, Technologie, 
moderne Methoden der Unternehmensführung und Verbindung zu 
den Weltmärkten. Die Möglichkeiten können jedoch nur genutzt 
werden, wenn Industrie- und Entwicklungsländer in gemeinsamer 
Verantwortung ein Klima gegenseitigen Vertrauens schaffen, das 
einem kontinuierlichen Fluß ausländischer Investitionen günstig 
ist. Dabei geht es nicht nur um Rechtssicherheit für die Investo­
ren. Es geht auch darum, daß die mit Auslandsbeteiligung errich­
teten Unternehmen bereit sind, sich harmonisch in die Entwick­
lungspläne einzufügen, und daß von ihnen keine Versuche poli­
tischer Einflußnahme ausgehen. Die Bundesrepublik Deutschland 
bekennt sich auch hier zur Souveränität und Unabhängigkeit aller 
Länder. 

7. 
Eine wachsende Weltbevölkerung kann nur ernährt und eine 
wachsende Weltwirtschaft kann nur mit Rohstoffen versorgt wer­
den, wenn die N a h r u n g s m i t t e l - u n d R o h s t o f f e r ­
z e u g u n g ausreichend und kontinuierlich steigt. Gegenwärtig 
findet der größte Teil der Getreide- und Rohstoffproduktion in 
den Industrieländern statt. Wir können den steigenden Bedarf 

jedoch auf Dauer nur decken, wenn auch die Entwicklungsländer 
ihre Produktion stetig ausdehnen. Auch hier ist ein wichtiges Feld 
für die Zusammenarbeit. 
Eine der größten Herausforderungen stellt uns die E n e r g i e ­
frage. Die Welt muß in den verbleibenden Jahren dieses Jahr­
hunderts den Übergang von öl zu neuen Energieformen bewälti­
gen. In der Übergangszeit kommt den ölländern eine große Ver­
antwortung zu. Die Industrieländer ihrerseits müssen zu dem 
Maß an Selbstdisziplin bereits sein, ohne das die Aufgabe der 
Energieeinsparung und der Entwicklung alternativer Energien 
nicht zu lösen ist. 
8. 
Von großer Bedeutung für die Zukunft des weltwirtschaftlichen 
Wachstums und der Entwicklung ist ein erfolgreicher Ausgang 
der S e e r e c h t s k o n f e r e n z . Zum kritischen Punkt der 
Verhandlungen hat sich hier die Frage der Ausbeutung der Bo­
denschätze des Hohen Meeres entwickelt. Wir müssen ein inter­
nationales Meeresbodenregime schaffen, und wir müssen es an­
gesichts der langen Vorlaufzeiten für Investitionen im Meeres­
bodenbergbau schnell schaffen. Dieses Regime muß eine ratio­
nelle Rohstoff-Förderung ermöglichen und den Interessen a l l e r 
Länder, der rohstoffverbrauchenden wie auch der rohstofferzeu­
genden, gerecht werden. Es darf nicht monopolistisch ausgerichtet 
sein, es muß allen interessierten Staaten ohne Diskriminierung 
Zugang zu den Bodenschätzen des Hohen Meeres geben. 
Im Mittelpunkt der Entwicklungspolitik muß der Mensch stehen. 
Deshalb muß die Befriedigung der G r u n d b e d ü r f n i s s e 
a l l e r M e n s c h e n Priorität jeder Entwicklungsstrategie sein. 
Das Wachstum muß nicht nur beschleunigt werden, es muß auch 
richtig strukturiert sein. Es muß seinen Schwerpunkt in den 
Bereichen haben, wo die Armen leben und den Lebensunterhalt 
suchen. Die Annahme, daß Wachstum >irgendwie< zu den Armen 
durchsickere, hat sich als falsch erwiesen. Es gilt, die Armut 
d i r e k t zu bekämpfen; es gilt, den Armen die Fähigkeit und die 
Möglichkeit zu produktiver Beschäftigung zu geben. 
Ich habe einige wichtige Bereiche herausgehoben, in denen wir in 
unserem Streben nach einer Weltwirtschaftsordnung der gemein­
samen Verantwortung praktische und schnelle Fortschritte ma­
chen müssen. Die Bundesregierung wird sich mit aller Kraft dafür 
einsetzen, solche Fortschritte zu erzielen. Sie erhofft zusätzliche 
Impulse von der in diesen Tagen gegründeten unabhängigen 
Kommission für Internationale Kooperation. Sie begrüßt, daß 
eine Persönlichkeit von dem hohen internationalen Ansehen und 
der großen politischen Erfahrung Willy Brandts die Verantwor­
tung für diese Kommission übernommen hat. 

V. Durchsetzung der Menschenrechte 
Eine Welt der Partnerschaft muß auch eine Welt der Verwirk­
lichung der Menschenrechte sein. In unserem Streben nach einer 
humanen Welt müssen wir mit aller Kraft auch den sich ausbrei­
tenden Formen n i c h t s t a a t l i c h e r Gewalt Einhalt gebie­
ten. 
So ist die G e i s e l n a h m e zu einem akuten Problem aller 
Menschen geworden. Die Bundesregierung hat deshalb in der 
letzten Generalversammlung eine internationale Konvention ge­
gen Geiselnahme vorgeschlagen. Erste Beratungen in dem Aus­
schuß, der mit der Ausarbeitung einer solchen Konvention beauf­
tragt ist, haben den Willen zur sachlichen Zusammenarbeit bei 
der Lösung dieser Aufgabe bestätigt. Wir müssen die begonnene 
Arbeit mit aller Energie fortsetzen. Ich bitte die Generalver­
sammlung, das Mandat des Ausschusses gemäß seiner Empfeh­
lung zu verlängern. 
Wir müssen darüber hinaus bei der Lösung des umfassenden 
Problems des T e r r o r i s m u s Fortschritte machen. Der Ter­
rorismus in seiner nationalen und seiner internationalen Form 
ist zur ernsten Gefahr für das friedliche und freiheitliche Zusam­
menleben der Menschen geworden. Wir müssen dieser Gefahr ge­
meinsam begegnen. 
Im letzten Jahr traten die beiden internationalen Pakte über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und über bürger­
liche und politische Rechte in Kraft. Beide Pakte gehören un­
trennbar zusammen; denn die Freiheit von Not ist kein geringe­
res Menschenrecht als die Freiheit von Angst. Nunmehr gilt es, 
die Menschenrechte weltweit durchzusetzen. Auch hier müssen die 
Vereinten Nationen Vorkämpfer sein. Weltweite unabhängige In­
stanzen sind nötig. Ich unterstreiche, was ich im Vorjahr zu den 
Aufgaben eines Menschenrechtsgerichtshofs gesagt habe. Seien 
wir uns stets bewußt: Die Idee der Menschenrechte ist die un­
aufhaltsame Kraft der modernen Welt, ihr gehört die Zukunft. 
Allein ihre V e r w i r k l i c h u n g kann der Maßstab des Fort­
schritts in der Welt sein. 

Anmerkung der Redaktion: Für Uberschrift und Zwischenüber­
schriften ist die Redaktion verantwortlich. 
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